
RathausUmschau

Montag, 11. März 2013

Ausgabe 048
muenchen.de/ru

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8,
80313 München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

Inhaltsverzeichnis

Terminhinweise 2

Bürgerangelegenheiten 4

Meldungen 5

› Trinkwasserversorgung: OB Ude antwortet EU-Kommissar Barnier 5
› Wohnungsbaukonferenz: Neue Bündnisse für den Wohnungsbau 9
› Gastronomiepreis für die Wiesn 10
› Entwicklung eines Wohngebietes im Norden des ehemaligen

Ausbesserungswerks Neuaubing 11
› Entwicklung eines Wohngebietes im Bereich des ehemaligen

Telekom-Geländes Aubing 12
› Kranzniederlegung für Hans Knappertsbusch 13
› Diskussion über die Kosten der Energiewende 14
› Fördermitteln zur Energieeinsparung optimal kombinieren 14
› Die Hörakademie: Vier Jahreszeiten – Frühling und Sommer 14
› 2. Estnische Filmtage in München 15
› Stadtbibliothek Sendling: Einstieg in die Internetwelt 16
Antworten auf Stadtratsanfragen 18

› Wurde Stadtrat falsch informiert? 18

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 21



Rathaus Umschau
Seite 2

Terminhinweise

Wiederholung
Dienstag, 12. März, 10.45 Uhr, Treffpunkt: Infothek des Referats für

Bildung und Sport, Bayerstraße 28

Bürgermeisterin Christine Strobl und Stadtschulrat Rainer Schweppe laden
ein, vier Baumaßnahmen an Schulen zu besichtigen, welche aus den Son-
derpauschalen finanziert wurden:
- Mittelschule Perlacher Straße 114

(Ankunft zirka 10.45 Uhr)
- Staatliches Maria-Theresia-Gymnasium, Regerplatz 1

(Ankunft zirka 11.25 Uhr)
- Grundschule und Mittelschule Simmernstraße 2

(Ankunft zirka 12.15 Uhr)
- Städtisches Lion-Feuchtwanger-Gymnasium, Freiligrathstraße 71

(Ankunft zirka 12.55 Uhr)
Zusätzlich zu den Mitteln im Mehrjahresinvestitionsprogramm und zusätz-
lich zum laufenden Bauunterhalt hat der Stadtrat mit Beschlüssen in den
Jahren 2010 und 2011 Sonderpauschalen für Baumaßnahmen an Schulen
bewilligt. Insgesamt stehen dadurch für die öffentlichen Schulen und städ-
tischen Kindertageseinrichtungen pro Jahr 17 Millionen Euro extra zur Ver-
fügung.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Wiederholung
Dienstag, 12. März, 11.45 Uhr, Odeonsplatz

Die Künstler Elmgreen & Dragset stellen ihr Projekt „It’s Never Too Late
To Say Sorry“ vor. Die erste Performance ist um 12 Uhr und eignet sich
gut für Foto- und Filmaufnahmen. Anmeldungen erbeten unter E-Mail:
presse.kulturreferat@muenchen.de.
Elmgreen & Dragset werden am Dienstag auch bekannt geben, wer den
4th Plinth Munich am Wittelsbacherplatz künstlerisch gestalten wird.
Abends um 20 Uhr ist das Künstlerduo im Salon Luitpold im Café Luitpold
zu Gast. Anmeldung bitte unter salon@cafe-luitpold.de
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Achtung Redaktionen: Neue Uhrzeit

Dienstag, 12. März, 15 Uhr (statt wie angekündigt 16 Uhr), Fach-

schule für Fahrzeugtechnik und Elektromobilität, Elisabethplatz 4

Bürgermeisterin Christine Strobl spricht zur Einweihung der neuen Städti-
schen Fachschule für Fahrzeugtechnik und Elektromobilität. Die städtische
Fachschule bildet zusammen mit der Städtischen Berufsschule für Fahr-
zeug- und Luftfahrttechnik eines der größten Kompetenzzentren für Kfz-
Technik in Deutschland.

Wiederholung
Dienstag, 12. März, 17 Uhr, BMW-Museum, Petuelring 130

Übergabe der Schulwegpläne für das Schuljahr 2013/2014. Diese geben
den Eltern eine Hilfestellung, um einen sicheren Schulweg mit ihren Erst-
klässlern bereits vor Schulbeginn üben zu können. Nach Grußworten von
Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle sowie Professor Dr.
Dr. Benedikt von Hebenstreit, Verkehrswacht München, referiert die Schul-
leiterin der Grundschule am Winthirplatz, Eva Wobido, zum „Zweck und
Nutzen des Schulwegplanes aus Sicht der Schule“. Im Rahmen dieser Ver-
anstaltung erhalten insgesamt 138 Münchner Grundschulen und Sonder-
pädagogische Förderzentren ihre Schulwegpläne.
Die Veranstaltung, als Kooperationsprojekt der Verkehrswacht München
e. V., der Kommunalen Unfallversicherung Bayern, des Kreisverwaltungs-
referats, des Referats für Bildung und Sport sowie des Polizeipräsidiums
München und der BMW Group, wird von Alexander Bilgeri (BMW Group)
und Fero Andersen moderiert. Das Programm wird von der Verkehrspup-
penbühne des Polizeipräsidiums München und der Grundschule am
Winthirplatz gestaltet.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Wiederholung
Dienstag, 12. März, 18 Uhr, Stadtteilkultur 2411, Blodigstraße 4

Zum Jahresempfang des pro Familia Ortsverbands München e.V. hält
Stadträtin Monika Renner (SPD) in Vertretung des Oberbürgermeisters
den Gastvortrag zum Thema „Hasenbergl, seine Geschichte, seine Be-
wohner und seine Bedeutung für die Stadt“. Außerdem wird die Eröffnung
einer Schwangeren- und Familienberatung im Haus sowie die 40-jährige
Arbeit von pro familia im Stadtteil Hasenbergl gefeiert.
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Donnerstag, 14. März, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Das Stadtjugendamt und der Verein „Verwaiste Eltern München e. V.“ ha-
ben gemeinsam eine Broschüre über einen kindgerechten Umgang mit
den Themen „Trauer, Tod und Abschied nehmen“ erstellt. Bürgermeisterin
Christine Strobl und Susanne Lorenz, Verein „Verwaiste Eltern München
e. V.“ stellen die neue Broschüre vor, die mit wertvollen Gedanken, Anre-
gungen und Hinweisen trauernden Familien eine Hilfestellung für diese
schwierigen Lebensphasen an die Hand gibt.

Donnerstag, 14. März, zirka 12 Uhr, Lehárstraße 42

Stadträtin Christa Stock (FDP) gratuliert dem Münchner Bürger Ernst
Strunz im Namen der Stadt zum 101. Geburtstag.

Wiederholung
Donnerstag, 14. März, 18 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Oberbürgermeister Christian Ude eröffnet als Schirmherr den ersten
MünchnerStiftungsFrühling. An der Eröffnungsveranstaltung nehmen Ver-
treterinnen und Vertreter der am Stiftungsfrühling beteiligten Stiftungen
sowie von Wirtschaft, Politik, Kirche und Wohlfahrtspflege teil. Bei einer
Podiumsdiskussion sprechen OB Ude, der Vorstandsvorsitzende der
Stadtsparkasse München, Harald Strötgen, die Stifterin Martina Münch-
Nicolaidis und die Unternehmerin und Stifterin Alexandra Schörghuber
über das Thema „München geht stiften – was bringt’s?“, Moderation Su-
sanne Franke, Bayerischer Rundfunk. Im Rahmen einer Veranstaltungswo-
che vom 15. bis 22. März präsentieren sich rund 200 Stiftungen der Öffent-
lichkeit. Veranstalter des MünchnerStiftungsFrühlings sind die Landes-
hauptstadt München und die Münchner Kultur GmbH.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 18. März, 18.30 Uhr, Gaststätte „Alter Wirt Moosach“, Dach-

auer Straße 274 (barrierefrei – über den Wirtschaftsgarten)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 10 (Moosach) mit der Vor-
sitzenden Johanna Salzhuber.

Montag, 18. März, 19.30 Uhr, Gaststätte „Alter Wirt Moosach“, Dach-

auer Straße 274 (barrierefrei – über den Wirtschaftsgarten)

Sitzung des Bezirksausschusses 10 (Moosach).
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Meldungen

Trinkwasserversorgung: OB Ude antwortet EU-Kommissar Barnier

(11.3.2013) In einem Schreiben vom 8. März an den EU-Kommissar für Bin-
nenmarkt und Dienstleistungen, Michel Barnier, hat Oberbürgermeister
Christian Ude zu den Brüsseler Plänen einer Konzessionsvergaberichtlinie
und deren Auswirkungen auf die kommunale Trinkwasserversorgung Stel-
lung genommen. OB Ude antwortete damit auf einen Brief des EU-Kom-
missars vom 22. Februar. Hier die beiden Schreiben im Wortlaut:
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Das Antwortschreiben von Oberbürgermeister Christian Ude:

„Sehr geehrter Herr Barnier,
ich danke Ihnen für Ihr Schreiben vom 22.2.2013, das am 4.3.2013 bei mir
eingegangen ist und die damit verbundene Erläuterung der geplanten Kon-
zessionsrichtlinie aus Ihrer Sicht.
Ausdrücklich begrüße ich Ihre Feststellung, dass Wasser ein öffentliches
Gut ist und die Organisationshoheit der Kommunen für ihre Wasserversor-
gung gewahrt bleiben soll.
Ich freue mich über Ihre Aussagen, dass Ihnen daran gelegen ist, eine fai-
re und ausgewogene Lösung zu finden, die den Stadtwerken die notwendi-
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ge Rechtssicherheit bietet und die Wasserversorgung nicht beeinträchtigt.
Natürlich auf der Basis der Grundsätze der EU-Verträge.
Hier besteht zwischen uns auch ein gemeinsames Verständnis, denn
Mindeststandards und Transparenz zu schaffen unterstützen wir. Aller-
dings bedeuten die bisher vorliegenden Beschlüsse einen deutlichen Ein-
griff in die Gestaltungsfreiheit der Kommunen.
Ebenfalls danke ich Ihnen, dass Sie diese Besorgnis der Kommunen in Ih-
rer Klarstellung der Richtlinie vor dem Binnenausschusses des Europäi-
schen Parlaments aufgegriffen haben und damit zum Ausdruck brachten,
dass Sie unsere Besorgnis verstehen und ernst nehmen.
Folgerichtig haben Sie hierbei eine Überarbeitung der Richtlinie zugesagt,
um einen einseitigen Nachteil für die Stadtwerke und das deutsche Modell
der Stadtwerke für die Versorgung mit Wasser und anderen Dienstleistun-
gen zu vermeiden.
Ich habe Ihre Aussagen insofern als positives Signal der EU-Kommission
verstanden, etwas zur Vergabe von Wasserkonzessionen zu verändern.
Die beste Lösung wäre nach wie vor die Wasserwirtschaft aus dem An-
wendungsbereich der Richtlinie herauszunehmen. Die kommunale Was-
serversorgung in Deutschland sichert eine hohe Qualität des Trinkwassers
zu bezahlbaren Preisen und investiert nachhaltig in die Infrastruktur. Das
beweist auch die hohe Zufriedenheit der Verbraucher. Die kommunale
Wasserwirtschaft muss deshalb unabhängig von ihrer Rechtsform in kom-
munaler Hand bleiben können, wo Kommunen dies wünschen.
Leider ist der mir vorliegende Formulierungsvorschlag vom 1.3.2013 nach
einer ersten Einschätzung nur teilweise ausreichend, um meine bisher
ausgedrückten Befürchtungen zu entkräften.
Nach den der Stadt München vorliegenden Informationen haben Sie darge-
legt, dass Sie sich vorstellen könnten, auch kommunale Spartenunterneh-
men, die zu 100 Prozent den Kommunen gehören, unter bestimmten Be-
dingungen aus dem Anwendungsbereich der Konzessionsvergaberichtlinie
herauszunehmen. So sollte das Unternehmen von der entsprechenden
Gebietskörperschaft kontrolliert und 80 Prozent des Umsatzes des Unter-
nehmens für diese Gebietskörperschaft erbringen. Die 80-Prozent-Wert-
grenze sollte sich dabei nur auf die Aktivitäten im Wasserbereich und nicht
auf den gesamten Umsatz des Unternehmens beziehen. Dafür wäre eine
strukturelle Trennung oder stattdessen eine buchhalterische Trennung zwi-
schen den öffentlichen Aktivitäten (Wasser) und den privaten (Elektrizität
oder andere) notwendig.
Gegenüber der bisher beschlossenen Richtlinienfassung wäre dies ein
Fortschritt, allerdings wäre das Unternehmen weiterhin gezwungen, sich
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umzuorganisieren oder eine buchhalterische Trennung vorzunehmen, um
vom Anwendungsbereich der Richtlinie nicht erfasst zu werden. Somit
würden beispielsweise die kommunalen Unternehmen, die nur geringfügig
mehr als 20 Prozent außerhalb des Stadtgebietes an Umsatz generieren,
automatisch unter die Richtlinie fallen, obwohl die Kommunen, auf deren
Stadtgebiet der Umsatz erzielt wird, die Wasserversorgung durch dieses
kommunale Unternehmen ausdrücklich im Rahmen der in Deutschland
gängigen Praxis der interkommunalen Zusammenarbeit wünschen.
Für mich ist nicht nachvollziehbar, warum Sie weiterhin daran festhalten,
die Organisationsform eines kommunalen Unternehmens zum wesentli-
chen Kriterium für die Unterwerfung unter die Richtlinie auswählen zu wol-
len. Ein öffentlich-rechtliches Unternehmen soll nicht unter die Richtlinie
fallen. Ein privatrechtlich organisiertes Unternehmen, das zu 100 Prozent
der Kommune gehört, und zwar in allen Sparten, muss sich unter be-
stimmten Bedingungen der Richtlinie unterwerfen. Dies insbesondere
dann, wenn auf Grund kleinteiliger Gebietsstrukturen, die in einigen deut-
schen Bundesländern üblich sind, interkommunale Zusammenarbeit zwin-
gend erforderlich wird, um für die Bürgerinnen und Bürger effizient und
kostengünstig ein gleichwertiges, diskriminierungsfreies, verlässliches
und flächendeckendes Angebot notwendiger Dienstleistungen hoher Qua-
lität zu gewährleisten.
Besonders klärungsbedürftig erscheint mir zudem die Interaktion der Arti-
kel 11 und 15 der geplanten Konzessionsrichtlinie.
Gerne würde ich Ihnen als Beispiel die Stadtwerke München vorstellen.
Um den Bedarf einer Millionenstadt wie München in höchster Qualität und
ökologisch verantwortungsbewusst zu decken, haben die Stadt und die
Stadtwerke München im Laufe der Jahrzehnte insgesamt drei Versor-
gungsgebiete erschlossen, die sich sinnvoll ergänzen und eines der besten
Trinkwasser Europas aus dem Voralpenland nach München bringen.
Es handelt sich um das Gebiet des bayerischen Mangfalltals, in dem die
Stadtwerke mit enormem Aufwand die Qualität des Münchner Trinkwas-
sers gewährleisten. Mit 3.500 Hektar handelt es sich hierbei im Übrigen
um das größte zusammenhängend ökologisch bewirtschaftete Gebiet in
ganz Deutschland.
Daher möchte ich Sie hiermit ganz herzlich nach München einladen, damit
Sie sich vor Ort ein Bild machen können.
Ich danke Ihnen nochmals für das Aufgreifen meiner dargelegten Besorg-
nis und Ihr Angebot, für weitere Gespräche zur Verfügung zu stehen.“



Rathaus Umschau
Seite 9

Wohnungsbaukonferenz: Neue Bündnisse für den Wohnungsbau

(11.3.2013) 180 Akteurinnen und Akteure aus Politik, Wohnungswirtschaft,
Verwaltung und Initiativen haben sich am 6. März auf Einladung von Ober-
bürgermeister Christian Ude im Rathaus über den Wohnungsbau in der
Metropolregion München ausgetauscht. Gemeinsam sollen nun die Her-
ausforderungen durch neue Bündnisse für den Wohnungsbau bewältigt
werden.
Im ersten Teil der Regionalen Wohnungsbaukonferenz stellten Expertinnen
und Experten aus verschiedenen Fachrichtungen die Situation und Progno-
sen zum Wohnungsbau im Großraum München dar:
- Dr. Heike Piasecki von der BulwienGesa AG stellte die gute wirtschaftli-

che Ausgangslage des Großraums München dar und machte anhand
der Bevölkerungsprognosen den Neubaubedarf deutlich.

- Für Stadtbaurätin Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk ist die Frage „Wie
wollen die Menschen wohnen?“ nicht ohne das „Wo?“ zu beantworten.
Sie stellte fünf Strategien hierzu zur Diskussion:
- Bündnisse für Mobilität und Siedlungsentwicklung ausbauen,
- bestehende Initiativen und Strukturen besser ausbauen und

vernetzen,
- Konversionsflächen in der Region als „Schätze“ heben,
- gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern regionale Siedlungs-

szenarien entwickeln und
- den Dialog hierzu über Verwaltungshierarchien hinweg stärken.

- Der Landrat des Landkreises Fürstenfeldbruck, Thomas Karmasin,
stellte die laufenden Klimaschutz- und Leitbildprozesse seines Landkrei-
ses vor und bestärkte, dass familien- und seniorengerechte Siedlungs-
entwicklung sowie Ausbau wohnortnaher Arbeitsangebote als Ziele
nicht ohne interkommunale Zusammenarbeit erreicht werden können.

- Peter Kammerer von der Industrie- und Handelskammer für München
und Oberbayern warnte davor, dass hochpreisiger Wohnungsmarkt und
stockender Infrastrukturausbau die dringend benötigten Fachkräfte
abschrecken könnten und kündigte weiteres Engagement der Industrie-
und Handelskammern an, um diese Herausforderungen anzugehen.

Im zweiten Teil moderierte Oberbürgermeister Ude eine Podiumsdiskus-
sion, in der neben Stadtbaurätin Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk, Profes-
sor Dr. Matthias Ottmann von der Südhausbau, GEWOFAG-Geschäftsfüh-
rerin Gordona Sommer, Wirtschaftsreferent Dieter Reiter, der Landrat des
Landkreises Dachau, Hansjörg Christmann, der Vorsitzende des Regiona-
len Planungsverbandes München, Rainer Schneider, und Ministerialdirigent
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Joachim Paas von der Obersten Baubehörde aussichtsreiche Lösungsan-
sätze vorschlugen und diskutierten. Wesentliche Ergebnisse waren:
- Die Akteure in Stadt und Umland sind bereit, bei der Steuerung der

Siedlungsentwicklung stärker zu kooperieren und weitere Verantwor-
tung zu übernehmen.

- Der Wohnungsbau ist eng mit den Erfordernissen der Verkehrs- und
Infrastrukturerschließung sowie der Sicherung von  Freiraumqualitäten
zu planen und zu realisieren.

- Die Landeshauptstadt ist im Sinne einer regionalen Nutzungsmischung
und Vermeidung von Pendlerverkehren in gewissem Umfang bereit,
Gewerbeansiedlungen im Umland stärker zu unterstützen.

- Durch neue Bündnisse für den Wohnungsbau, insbesondere auch durch
die Unterstützung des Freistaats Bayern müssen Verbesserungen bei
der Wohnungsbauförderung und Steuerpolitik beim Bund eingefordert
und auf den Weg gebracht werden, zum Beispiel durch degressive
Abschreibungsmöglichkeiten für Investitionen im Mietwohnungsbau
oder bei der Finanzierung von Infrastrukturprojekten.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der regionalen Wohnungsbaukonferenz
werden nun die Vorschläge in ihre Gremien und Initiativen einbringen und
die Lösungsansätze weiterverfolgen und vorantreiben.

Gastronomiepreis für die Wiesn

(11.3.2013) Das Münchner Oktoberfest hat den Hamburger Foodservice
Preis 2013 erhalten. Der für das Oktoberfest verantwortliche Referent für
Arbeit und Wirtschaft, Dieter Reiter, nahm die Auszeichnung bei einer Gala
in Hamburg zusammen mit den Wiesnwirten Anton und Christine Roide-
rer, Michael und Clarissa Käfer, Friedrich Steinberg, Silja Schrank-Stein-
berg, Ludwig Hagn sowie dem ersten Vorsitzenden des Vereins der Mün-
chener Brauereien Andreas Steinfatt in Hamburg entgegen. Die Jury des
Gastronomiepreises würdigte das Oktoberfest als Deutschlands berühm-
teste Gastronomiemarke und einen der stärksten Exportartikel der Nati-
on. Stadt und Gastronomen sei es gelungen, das „Image der Mutter aller
Feste auf Kultniveau zu heben,“ heißt es in der Laudatio. Tradition und Trend
seien in eine zukunftsweisende Balance gebracht worden. In seiner Dan-
kesrede sagte Reiter: „Ich freue mich, dass die Jury die Münchner Wiesn
als Gesamtkunstwerk würdigt. Durch den Preis dürfen sich alle geehrt
fühlen, die an der Qualität und am Erfolg der Wiesn mitarbeiten“.
Mit dem Hamburger Foodservice Preis können einmal jährlich bis zu fünf
Firmen und Persönlichkeiten ausgezeichnet werden, die sich um die Food-
service-Branche besonders verdient gemacht haben. Stifter der renom-
mierten Branchenauszeichnung ist der in Frankfurt am Main ansässige
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Deutsche Fachverlag, der unter anderem die Wirtschaftsfachzeitschrift-
food-service herausgibt. Für die Auszeichnung kann man sich nicht bewer-
ben, die Wahl wird von einer Fachjury getroffen.

Entwicklung eines Wohngebietes im Norden des ehemaligen

Ausbesserungswerks Neuaubing

(11.3.2013) Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 15. Februar 2007
beschlossen, für das Gebiet Bahnlinie München-Herrsching (südlich), Kra-
vogelstraße (westlich), Papinstraße (südlich und östlich), Gewerbegebiet
ehemaliges Ausbesserungswerk (nördlich) einen Bebauungsplan mit Grün-
ordnung aufzustellen.
Auf der zu überplanenden Fläche soll südlich des S-Bahnhaltes Neuaubing
ein eigenständiges Wohnquartier entstehen. Insgesamt sind zirka 500
Wohneinheiten für etwa 1.200 Einwohnerinnen und Einwohner geplant.
Zudem sollen zwei Kindertageseinrichtungen, soziale Infrastruktur sowie
öffentliche Grünflächen entstehen. Die Erschließung erfolgt über die Papin-
straße.
Das Planungsgebiet mit einer Größe von zirka 8,5 Hektar liegt im Umgriff
des Aufstellungsbeschlusses Nr. 1998 und gehörte früher zum Bahnaus-
besserungswerk Neuaubing. Im südlichen Teil des ehemaligen Ausbesse-
rungswerks Neuaubing ist im Dezember 2012 der Bebauungsplan Nr.
1998 a als Satzung beschlossen worden, der ein Gewerbegebiet festlegt.
Im Sommer 2012 wurde ein städtebaulicher und landschaftsplanerischer
Wettbewerb durchgeführt, dessen Ziel unter anderem eine vertretbare Er-
weiterung der sogenannten Eisenbahnersiedlung war. Auf Grundlage des
Entwurfs des 1. Preisträgers Büro Meili Peter Architekten, Zürich/Mün-
chen, mit bauchplan Landschaftsarchitekten, München, wird nun ein Bau-
leitplanverfahren eingeleitet.
Die Funktionen des Naturhaushaltes sollen aufrecht erhalten und die Ein-
griffe in Natur und Landschaft so weit wie möglich vermieden beziehungs-
weise verringert und minimiert werden.
Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allgemeinen Zie-
len und Zwecken der Planung, sich wesentlich unterscheidenden Lösun-
gen und den voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichten
kann, werden vom 15. März mit 16. April an folgenden städtischen Dienst-
stellen zur Einsicht bereitgehalten:
- beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28 b

(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071, Auslegungsraum - barrierefreier
Eingang an der Ostseite des Gebäudes auf Blumenstraße 28 a
(Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr),



Rathaus Umschau
Seite 12

- bei der Bezirksinspektion West, Landsberger Straße 486
(Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, Dienstag von 8.30 bis
12 Uhr und 14 bis 18 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr),

- bei der Stadtbibliothek Neuaubing, Radolfzeller Straße 15
(Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 Uhr und Mitt-
woch von 14 bis 19 Uhr).

Eine öffentliche Erörterung findet am Dienstag, 9. April, um 19 Uhr im Kul-
turzentrum „Ubo 9“ in der Ubostraße 9 statt.

Entwicklung eines Wohngebietes im Bereich des ehemaligen

Telekom-Geländes Aubing

(11.3.2013) Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 27. Juli 2011 be-
schlossen, für das Gebiet Freihamer Weg (östlich), Bahnlinie München-
Buchloe (südlich), Colmdorfstraße (westlich) und Pretzfelder Straße (nörd-
lich) einen Bebauungsplan mit Grünordnung aufzustellen.
Auf den zu überplanenden Flächen südlich des S-Bahnhaltes Aubing soll
gemäß des Aufstellungsbeschlusses Nr. 2060 ein eigenständiges Wohn-
quartier entstehen. Insgesamt sind zirka 435 Wohneinheiten für etwa
1.000 Einwohnerinnen und Einwohner geplant. Zudem sollen zwei Kinder-
tageseinrichtungen, Nahversorgung in Form eines Einzelhandels, soziale
Infrastruktur und öffentliche Grünflächen entstehen. Die Erschließung des
Gebietes erfolgt vornehmlich vom Freihamer Weg und untergeordnet von
der Colmdorfstraße aus.
Das Planungsgebiet mit einer Größe von zirka 5,7 Hektar wurde ursprüng-
lich für die Zwecke der Telekom und später für eine Spedition genutzt. Der-
zeit bestehen Zwischennutzungen in Form von „Indoor“– Sport und Spiel-
flächen. Eine zukünftige gewerbliche Nutzung mit ihren verkehrlichen Aus-
wirkungen ist in der Lage inmitten von Wohngebieten nicht mehr ange-
messen und soll daher auch nicht wieder aufleben.
Im Sommer 2012 wurde ein städtebaulicher und landschaftsplanerischer
Wettbewerb durchgeführt. Auf Grundlage des Entwurfs des 1. Preisträ-
gers Büro 03 Architekten, München, mit Keller Damm Roser Landschafts-
architekten, München, wird nun ein Bauleitplanverfahren eingeleitet.
Die Funktionen des Naturhaushaltes sollen aufrechterhalten und die Ein-
griffe in Natur und Landschaft so weit wie möglich vermieden beziehungs-
weise verringert und minimiert werden.
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß Paragraf
13 a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umweltprüfung nach Paragraf 2
Absatz 4 BauGB durchgeführt.
Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allgemeinen Zie-
len und Zwecken der Planung, sich wesentlich unterscheidenden Lösun-
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gen und den voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichten
kann, werden vom 15. März mit 16. April an folgenden städtischen Dienst-
stellen zur Einsicht bereitgehalten:
- beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28 b

(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071, Auslegungsraum – barrierefreier
Eingang an der Ostseite des Gebäudes auf Blumenstraße 28 a
(Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr),

- bei der Bezirksinspektion West, Landsberger Straße 486 (Montag,
Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, Dienstag von 8.30 bis 12 Uhr und
14 bis 18 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr),

- bei der Stadtbibliothek Neuaubing, Radolfzeller Straße 15 (Montag,
Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 Uhr und Mittwoch von
14 bis 19 Uhr).

Eine öffentliche Erörterung findet am Montag, 8. April, um 19 Uhr
im Kulturzentrum „Ubo 9“ in der Ubostraße 9 statt.

Kranzniederlegung für Hans Knappertsbusch

(11.3.2013) Zum 125. Geburtstag des Dirigenten und Ehrenbürgers der Lan-
deshauptstadt München, Professor Hans Knappertsbusch, legt die Stadt
an seiner Grabstätte M-Li-53 im Friedhof Bogenhausen einen Kranz mit
Stadtschleife nieder.
Hans Knappertsbusch wurde am 12. März 1888 in Elberfeld (heute Wup-
pertal) geboren. Nach dem Schulabschluss studierte er am Konservatori-
um in Köln. Stationen seines frühen Wirkens als Kapellmeister waren ab
1909 Mühlheim an der Ruhr, Bochum, Elberfeld und Leipzig. Parallel dazu
assistierte er von 1909 bis 1912 in Bayreuth dem damaligen Festspielleiter
Siegfried Wagner und vor allem auch dem Wagner-Dirigenten Hans Rich-
ter. Dies war eine Zeit, die prägenden Einfluss auf seinen musikalischen
Interpretationsstil hatte und seine Entwicklung zum Wagner-Dirigenten von
internationalem Format einleitete. 1922 kam Knappertsbusch, Deutsch-
lands jüngster Generalmusikdirektor, nach München. Hier wurde er Nach-
folger von Bruno Walter als Leiter der Bayerischen Staatsoper und der
Akademiekonzerte im Odeon, eine Position, welche er bis 1935 innehatte.
Während des Krieges führte ihn sein Weg an die Wiener Staatsoper, zu
den Salzburger Festspielen. Er unternahm Tourneen hauptsächlich mit den
Berliner Philharmonikern. Nach dem Krieg waren die Schwerpunkte seines
Wirkens München, Wien und ab 1951 Bayreuth. Als Domizil wählte er
nach dem Krieg zunächst Bayreuth, dann München, wo er am 25. Oktober
1965 starb.
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Diskussion über die Kosten der Energiewende

(11.3.2013) Was kostet die Energiewende? Immerhin muss in eine neue
Infrastruktur investiert werden – samt Netzen und Speichern. Die Realität
sieht so aus: Zwar sind schon heute die Strom-Gestehungskosten aus
Windkraft günstiger als aus fossiler Energie, die Strompreise auf der
Rechnung privater Haushalte steigen dennoch. Die Gründe dafür werden
am Donnerstag, 14. März, bei der Veranstaltungsreihe „Mutbürger für
Energiewende!“ unter dem Titel „Was kostet die Energiewende? Warum
steigen die Strompreise?“ diskutiert. Als Referenten sprechen Professor
Dr.-Ing. Manfred Fischedick, Vizepräsident des Wuppertal-Instituts für Kli-
ma, Umwelt, Energie, und Harald Uphoff, Geschäftsführer des Bundesver-
bandes Erneuerbarer Energien (BEE). Die Veranstaltung beginnt um 19 Uhr
in der Schweisfurth-Stiftung, Südliches Schlossrondell 1. Der Eintritt ist frei.
Die Veranstaltungsreihe „Mutbürger für Energiewende!“ wird seit Ende
2011 in Kooperation mit dem Referat für Gesundheit und Umwelt organi-
siert. Sie wird gefördert von der IKEA-Stiftung, der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt, der Landeshauptstadt München, der Selbach-Umwelt-
Stiftung und der Manfred-Wierichs-Stiftung. Nur in Form von Rede und Ge-
genrede, Transparenz und Beteiligung, Fairness und Klarheit kann das Ziel
„Energiewende“ auch in und für München erreicht werden, so die Über-
zeugung der Veranstalter. Auch deshalb ist eine Diskussionsplattform
im Internet eingerichtet worden, wo auch die Vorträge veröffentlicht wer-
den (www.die-umwelt-akademie.de).

Fördermitteln zur Energieeinsparung optimal kombinieren

(11.3.2013) Fördermittel bieten Bauherren und Investitionsträgerinnen und
-trägern Anreize zum energieeffizienten Bauen und Sanieren. Architektin
und Energieberaterin Gesa Lenhardt stellt am Donnerstag, 14. März, um
18 Uhr im Bauzentrum München, Willy-Brandt-Allee 10 (U2, Haltestelle
Messestadt West), die aktuellen Förderprogramme der verschiedenen
Fördermittelgeberinnen und -geber vor und zeigt, wie die Mittel optimal
kombiniert werden können. Außerdem werden die technischen Anforde-
rungen des „Münchner Qualitätsstandards 3.0“ erläutert, die für Anträge
zum Münchner „Förderprogramm Energieeinsparung“ einzuhalten sind.
Im Rahmen des Vortrags kann auch auf individuelle Fragen der Besuche-
rinnen und Besucher eingegangen werden. Der Eintritt ist frei.

Die Hörakademie: Vier Jahreszeiten – Frühling und Sommer

(11.3.2013) In der Konzertreihe „Die Hörakademie“ der Offenen Akademie
der Münchner Volkshochschule (MVHS) spielt die taschenphilharmonie
unter der Leitung von Peter Stangel „Die vier Jahreszeiten – Frühling und

http://www.die-umwelt-akademie.de
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Sommer“ von Antonio Vivaldi am Donnerstag, 14. März, um 20 Uhr im
Kleinen Konzertsaal im Gasteig. Die Solovioline spielt Angelika Lichten-
stern. Der Eintritt kostet 17 Euro, ermäßigt 12 Euro (nicht mit MVHS-Card).
Eintrittskarten sind unter der Kursnummer 2021E bei allen Anmeldestellen
der MVHS erhältlich. Restkarten gibt es an der Abendkasse. Telefonische
Informationen unter 4 80 06-62 20, siehe auch unter www.mvhs.de.
Kein Werk des Barock hat es zu solcher Popularität gebracht wie die „Vier
Jahreszeiten“. Heute zählen sie zu den bekanntesten Stücken der Musik-
geschichte und sind neben allem Wohlklang und der Virtuosität der Solo-
stimme auch Paradebeispiele für die Programmmusik – das Ausmalen
von Bildern in Tönen.
Die Veranstaltung findet mit Unterstützung der Hochschule für Musik und
Theater und des Kulturreferats der Landeshauptstadt München statt.
Kontakt: Marianne Müller-Brandeck, Fachgebietsleitung Musik der MVHS,
Telefon 44 47 80-61, marianne.mueller-brandeck@mvhs.de, und Susanne
Lößl, Leitung Pressestelle der MVHS, susanne.loessl@mvhs.de, Telefon
Telefon 4 80 06-61 88. Bei Interesse steht Peter Stangel gerne für ein Inter-
view zur Verfügung. Kontakt: 01 77-6 23 78 76, contact@peter-stangel.de.
Fotos in hoher Auflösung sind auf Anfrage erhältlich.

2. Estnische Filmtage in München

(11.3.2013) 100 Jahre Filmschaffen in Estland – dieses Jubiläums würdigen
die 2. Estnischen Filmtage in München. Das viertägige Programm vom
14. bis 17. März im Gasteig präsentiert neue Produktionen, Klassiker, Do-
kumentationen und Spielfilme sowie Puppenanimationsfilme für Kinder.
Die Filme – zumeist in estnischer Sprache mit englischen Untertiteln –
geben einen Einblick in das Leben der Menschen in einem Land, das eng
mit der Welt vernetzt ist und dennoch seine kulturelle Eigenart und eine
vielerorts unberührte Natur bewahrt hat. Sie erlauben den Blick hinter die
Kulissen. Prägende Rollen in vielen der Produktionen spielen die Natur,
urbane Rhythmen und das Meer.
Eröffnet wird die Filmreihe am Donnerstag, 14. März, um 18.30 Uhr mit
„Uus Maailm – Neue Welt“, die Dokumentation über eine Gruppe junger
Menschen im Stadtteil „Neue Welt“ in Tallinn. Sie fordern einen friedlichen,
autofreien Lebensraum und polarisieren damit die urbane Gesellschaft.
Jaak Kilmi, Co-Autor des Filmes, ist Gast auf dem Festival. Er stellt neben
seinem Film auch die estnische Filmfilmtradition vor.
Neben aktuellen Spielfilmen wie „Deemonid – Demons und Seenelkäik –
Mushrooming“ (15. März, 18 und 20 Uhr) bilden die Dokumentarfilme
einen Schwerpunkt im Programm. „Kaplinski süsteem – The Kaplinski
System“ (16. März, 18 Uhr) und „24 prelüüdi ühele fuugale – 24 Preludes

http://www.mvhs.de
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for a Fugue“ (16. März, 19.30 Uhr) nähern sich dem Schaffen, Denken und
Selbstverständnis großer estnischer Künstler an: dem Dichter und Schrift-
steller Jaan Kaplinski in und dem Komponisten Arvo Pärt. Die Schweizer
Regisseurin Ulrike Koch erforscht in ihrem poetischen Film „Regilaul –
Lieder aus der Luft“ die finno-ugrischen Ursprünge der estnischen Ge-
sangstradition. Dieser Film läuft im Original mit deutschen Untertiteln
(17. März, 18 Uhr). Ulrike Koch ist anwesend und steht für ein Gespräch
zur Verfügung.
Die beiden kürzeren Produktionen „Hing – Breath und Kiri Ruhnust –
A Letter from Ruhnu“ (17. März, 16 Uhr) zeigen unverstellt Aspekte des
Lebens in Estland: Die einzige weibliche Schornsteinfegerin Estlands
kümmert sich darum, dass die Häuser ihre Mitmenschen atmen können.
Die junge Lehrerin Kadri verschlägt es auf die Insel Ruhnust – die kleinste
Kommune Estlands – mit ihrer ganz eigentümlichen Kultur.
Für Kinder ab vier Jahren stehen Puppenanimationsfilme auf dem Pro-
gramm: „Geschichten von Miriam“, „Karottengeschickten“, „Das Institut
der Träume“. Die in Estland beliebten „Stummfilme“ laufen am 16. März
um 15 Uhr.
Die Filme sind zu sehen im Gasteig, Vortragssaal der Bibliothek, Rosenhei-
mer Straße 5. Eintrittskarten zu 7 Euro, ermäßigt 5 Euro; für das Kinder-
programm 2 Euro, ermäßigt 1,50 Euro, gibt es bei München Ticket, Telefon
54 81 81 81, Internet: www.muenchenticket.de
Das ausfühliche Programm ist unter www.estnische-filmtage.de oder
www.muenchner-stadtbibliothek.de abrufbar.
Das Projekt wird von der Münchern Stadtbibliothek zusammen mit Karin
Lava-Zoller, Karin Kitsing und Margit Urbel veranstaltet und gefördert vom
Kulturreferat der Landeshauptstadt München, dem estnischen Kulturmi-
nisterium, der Estnischen Botschaft in Berlin, dem Estnischen Film Institut
sowie DoellConsult.

Stadtbibliothek Sendling: Einstieg in die Internetwelt

(11.3.2013) Am Donnerstag, 14. März, 16 bis 17.30 Uhr, führt Rainer Schiller
in einfachen, gut nachvollziehbaren Schritten in die weite Welt des Inter-
nets ein. Die Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer erhalten einen Überblick
zu den wichtigsten Säulen des Internets und erfahren außerdem, wie sie
diese Kenntnisse noch vertiefen und erweitern können. Nach Bedarf wer-
den weitere Kurse eingerichtet. Die Veranstaltung findet im Rahmen von
„Aperitif“ – dem Infoprogramm der Münchner Volkshochschule (MVHS)
und Münchner Stadtbibliothek – statt. Der Eintritt kostet 10 Euro. Die An-

http://www.muenchenticket.de
http://www.estnische-filmtage.de
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de
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meldung erfolgt über die Volkshochschule Süd, Telefon 74 74 85 20 (Kurs-
nummer JS 8018). Ort der Veranstaltung ist ebenfalls die Volkshochschule
Süd, Albert-Roßhaupter-Straße 8.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 11. März 2013

Wurde Stadtrat falsch informiert?

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Dr. med. Otto Bertermann, Dr. Jörg Hoff-
mann, Dr. Michael Mattar, Gabriele Neff und Christa Stock (FDP) vom
30.11.2012

Antwort Kommunalreferent Axel Markwardt:

In Ihrer oben genannten Anfrage vom 30.11.2012 führen Sie unter anderem
Folgendes aus:

„Im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben „The Seven“ in der Müllerstr.
7 wird eine Kindertagesstätte errichtet. Da die Stadtwerke München
GmbH (SWM) ihr Grundstück an den Investor zum Höchstpreis verkauft
hatte, wurde der Stadt folgerichtig das anteilige Grundstück für die Kinder-
tagesstätte zum gleichen Preis angeboten. Bevor der Stadtrat bereit war,
den hohen Preis für die Kindertagesstätte zu zahlen, bat er die Verwaltung,
Alternativstandorte in der näheren Umgebung zu prüfen. Die Verwaltung
erklärte dem Stadtrat, dass es keinerlei Alternativen gäbe und der Kauf
des teuren Grundstücksanteils absolut notwendig sei. ...“

In diesem Zusammenhang bitten Sie um die Beantwortung folgender Fra-
gen:

Frage 1:

Warum wurde dem Stadtrat bei der Entscheidung im Jahr 2010 über den
Ankauf des Grundstücksanteils beim Bauvorhaben “The Seven“ Müller-
straße 7 nicht die Möglichkeit einer Kindertagesstätte im Bereich der Mül-
lerstraße 2 bis 6 vorgelegt?

Antwort:

Im Zusammenhang mit dem Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan
für das Areal der Müllerstraße 7 im März 2007 erfolgte durch das Referat
für Stadtplanung und Bauordnung die Klärung, ob dort Bedarf für eine Kin-
dertageseinrichtung besteht. Das Referat für Bildung und Sport hat seiner-
zeit einen entsprechenden Bedarf geltend gemacht. Folglich wurde seit
Beginn der Bauleitplanung der Platzbedarf zur Errichtung einer nichtursäch-
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lichen Kindertageseinrichtung berücksichtigt. Im Rahmen der Aufstellung
dieses Bebauungsplanes wurden alternative Standorte geprüft. Nach dem
Verkauf der Müllerstraße 7 und der Bekanntgabe des Wettbewerbsergeb-
nisses, wurde der Bebauungsplan ab März 2009 als vorhabenbezogener
Bebauungsplan weitergeführt.

Der Kinder- und Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 13.04.2010
und der Schul- und Sportausschuss in seiner Sitzung am 14.04.2010 das
Nutzerbedarfsprogramm für eine städtische Kindertageseinrichtung be-
schlossen. Das Kommunalreferat wurde mit diesem Beschluss beauf-
tragt, die Kaufverhandlungen über die im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 1999 – Müllerstraße vorgesehene Kindertageseinrichtung aufzu-
nehmen.

Das Referat für Bildung und Sport teilt hierzu mit, dass bei der seinerzeiti-
gen Standortuntersuchung ausschließlich die Grundstücke Müllerstraße 14
und Am Einlass 1 und 3 überprüft wurden. Das Areal Müllerstraße 2 bis 6
dagegen wurde damals nicht in die Überprüfungen miteinbezogen, da es
dem Referat für Bildung und Sport zu diesem Zeitpunkt nicht bekannt war,
dass es Überlegungen zur Neuordnung dieses Geländes gab. Diese haben
sich im Kommunalreferat erst später konkretisiert.

Frage 2:

Welche Möglichkeiten bestehen, im geplanten Bauvorhaben Müllerstraße
2 bis 6 eine weitere Kindertagesstätte zu errichten?

Antwort:

Nach aktueller Darstellung des Referates für Bildung und Sport ist die Un-
terbringung einer Kindertageseinrichtung in der Müllerstraße 2 bis 6 als
Alternative zur Müllerstraße 7 aufgrund der viel zu kleinen gesonderten
Freiflächen von rund 300 qm nicht möglich. Darüber hinaus wird eine ge-
meinsame Nutzung mit der Glockenbachwerkstatt aufgrund der geringen
Flächen äußerst kritisch gesehen. Die Errichtung von ausreichenden Frei-
flächen neben einem Bolzplatz ist aus Sicht des Referates für Bildung und
Sport nicht möglich, da hier Spielangebote und Rückzugsmöglichkeiten für
Krippen- und Kindergartenkinder benötigt würden, die bei einer Doppelnut-
zung nicht in ausreichender Größe zu errichten wären.

Auf dem Grundstück Müllerstraße 2 bis 6 wäre deshalb aus Sicht des Re-
ferats für Bildung und Sport lediglich die Unterbringung einer kleinen Kin-
derkrippe mit zwei Gruppen denkbar. Im 2. Stadtbezirk werden aber insbe-
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sondere Kindergartenplätze benötigt. Der Standort Müllerstraße 2 bis 6
könnte daher nicht als vollwertige Alternative zur Müllerstraße 7 gewertet
werden. Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Investitions- und Unter-
haltskosten für 2-gruppige Kinderkrippen erfahrungsgemäß sehr unwirt-
schaftlich sind.

Das Kommunalreferat wird aufgrund der fachlichen Einschätzung des Re-
ferates für Bildung und Sport die Errichtung einer Kindertagesstätte in der
Müllerstraße 2 bis 6 nicht in die weiteren Planungen zum Neubauprojekt
aufnehmen; hierzu bedürfe es auch eines Auftrages des Referates für Bil-
dung und Sport an das Kommunalreferat.
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___________________________________________________________

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Zukunft der McGraw � Kaserne 

Mein Antrag vom 18.08.2006 (!) zur Zukunft der McGraw-Kaserne ruht seit Antragstellung
in den Schubladen der Verwaltung. Eine gewährte Terminverlängerung (Behandlung nach
Überarbeitung der Ergebnisse des erfolgten Ideenwettbewerbs) ist inzwischen obsolet, da
der Ideenwettbewerb überholt ist. Selbst zahlreiche Erinnerungen durch das Direktorium
haben das Planungsreferat nicht zur Behandlung im Stadtrat bewogen.

Bei politischen Mitstreitern nimmt das zuständige Referat Termine offenbar genauer, auf
eine entsprechende Anfrage vom 14.12.2013 konnte der Sachstand, der mir verweigert
wurde, nun mitgeteilt werden. Da drängt sich die Frage auf: warum geht bei den
Regierungsfraktionen, was bei der CSU nicht möglich ist.

Daher stelle ich meinen Antrag vom 18.08.2006 erneut:

 Dem Stadtrat ist darzustellen:

- Welche Planungen bestehen für die ehemaligen Verwaltungsgebäude der McGraw
- Kaserne?

- In welchem Zeithorizont sollen diese verwirklicht werden?

- Wie gestaltet sich derzeit die Eigentümerstruktur?

Begründung:
Nach dem Abzug der Amerikaner aus der ehemaligen McGraw � Kaserne wurde neben
den Wohnungen auch ein großes Areal mit Verwaltungsgebäuden frei. Hierin wurden zum
Teil Übergangsnutzungen, zum Teil aber auch feste Einrichtungen wie die Polizei
untergebracht.
Zudem wurde ein Wettbewerb durchgeführt, der für den Bereich Soyerhofstraße unter
anderem einen Supermarkt vorsah.

Seither ist augenscheinlich aber nichts geschehen und die Gebäude verfallen, zumindest
äußerlich, zusehends. Dem Stadtrat sind deshalb der aktuelle Sachstand und die weiteren
Planungen darzustellen. 
 
gez.
Manuel Pretzl, Stadtrat

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat 
Manuel Pretzl

ANTRAG
11.03.13



     
Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Antrag
11.03.2013

Der Bundesinnenminister braucht Rückendeckung: Sozialbetrug verhindern,
Massenzuwanderung stoppen! – München setzt ein Zeichen

Ich beantrage:

Der Stadtrat beschließt: Die Landeshauptstadt München, vertreten durch den
Oberbürgermeister, wird im Rahmen des Deutschen Städtetages initiativ, um
Bundesregierung und Bundesinnenminister bei ihren Maßnahmen gegen die weitere
ungebremste Zuwanderung insbesondere aus Rumänien und Bulgarien sowie gegen
den zunehmenden Mißbrauch deutscher Sozialleistungen durch sogenannte
„Armutszuwanderer“ aus EU-Ländern zu unterstützen.

Begründung:

Seit einigen Wochen Zeit nehmen auch Medien und Vertreter der etablierten
Parteien bis hinauf auf Bundesebene das Problem einer angeblichen
„Armutszuwanderung“ in die Bundesrepublik zur Kenntnis, das an Brisanz gewinnt.
Erst im Januar warnte der Deutsche Städtetag in erfreulich deutlicher Form vor den
Auswirkungen des ungebremsten Zustroms aus Rumänien und Bulgarien
(www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/positionspapier_dst_zuwanderung.pdf)
und wies auf den dramatischen Anstieg der Zuwandererzahlen hin:

„Offiziell gemeldet wanderten aus Bulgarien und Rumänien 2007 noch 64.158
Menschen ein, 2011 betrug diese Zahl schon 147.091 Personen. Bereits jetzt steht
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes fest, dass im ersten Halbjahr 2012 die
Zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien um 24 % gegenüber dem Vorjahr
gestiegen ist, nämlich auf rd. 88.000 Zuzüge. Hierbei handelt es sich nur um die Zahl
der offiziell gemeldeten Personen, Schätzungen zur Dunkelziffer bleiben hier
unberücksichtigt.“

b.w.

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de



Diese Zuwanderung, heißt es im Positionspapier des Städtetages weiter, „stellt die
Zielstädte vor enorme Herausforderungen“. Auch dürften die „die erheblichen
Probleme mit einem großen Anteil der zuwandernden Menschen aus Südosteuropa
nicht (...) verschwiegen werden“ (Zitate nach: ebd.).

Auch der nordrhein-westfälische Integrationsminister Guntram Schneider (SPD)
stimmt dieser Bedrohungsanalyse zu und warnt vor unkalkulierbaren Konsequenzen.
In besonders von der Massenzuwanderung durch „Rumänen“, bei denen es sich zum
größten Teil um Angehörige der Roma- und Sinti-Minderheit handelt, betroffenen
Städten wie etwa Duisburg und Dortmund sei künftig mit jährlichen Mehrausgaben
zwischen 15 und 16 Millionen Euro zu rechnen. Dies überfordere sowohl die
Kommunen als auch das Land (nach: http://www.guntram-schneider.de/meldungen/
31453/127043/Minister-schlaegt-Alarm-vor-Armutswanderung.html).

Auf Bundesebene versucht derzeit vor allem Bundesinnenminister Friedrich (CSU),
im Zusammenwirken mit europäischen Institutionen das Problem zu entschärfen.
spiegel-online.de zitierte den Minister dieser Tage mit den Worten: „Wer (...) nur
kommt, um Sozialleistungen zu kassieren, und das Freizügigkeitsrecht mißbraucht,
der muß wirksam davon abgehalten werden.“ Er, Friedrich, wolle sich deshalb in
Brüssel unter anderem für eine „Wiedereinreisesperre“ für diejenigen einsetzen, die
bereits einmal in ihr Heimatland zurückgeschickt worden sind. „Es kann doch nicht
sein, daß sich irgendwann einmal aus ganz Europa die Leute auf den Weg machen
nach dem Motto: In Deutschland gibt es die höchsten Sozialleistungen.“ (zit. nach:
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/innenminister-friedrich-will-schengen-
erweiterung-blockieren-a-886592.html). In der FAZ vom 08.03.2013 warnte Friedrich
zudem, es drohten ein „Flächenbrand und ein Sprengsatz für die europäische
Solidarität“.

Angesichts weiterhin steigender Zuwandererzahlen und der Tatsache, daß ab dem 1.
Januar 2014 auch Migranten aus Rumänien und Bulgarien der volle Zugriff auf
bundesdeutsche Sozialleistungen offensteht, sollten gerade die von der ausufernden
Zuwanderung betroffenen Städte ein Zeichen setzen und dem Bundesinnenminister
den Rücken stärken. Schließlich hätten vor allem die Kommunen und ihre Bürger die
Folgen einer außer Kontrolle geratenden Zuwanderung zu tragen. Es sollte deshalb
im ureigensten Interesse der Städte liegen, daß der Massenzuwanderung
sogenannter „Armutsflüchtlinge“ so rasch als möglich ein Riegel vorgeschoben wird.

Der Deutsche Städtetag ist, wie dessen Positionspapier vom 22.01.2013 zeigt, die
geeignete Instanz, um der Sorge der Kommunen vor einem weiteren Ausufern der
Zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien und einem massenhaften Mißbrauch
kommunaler Leistungen Nachdruck und Resonanz zu verleihen. Es erscheint mit
Blick auf die jüngsten Absichtserklärungen des Bundesinnenministers dringend
geraten, dem Bund gerade jetzt von kommunaler Seite den Rücken zu stärken und
den Bundesinnenminister bei seinem Werben für eine restriktivere Gangart auf
europäischer Ebene zu unterstützen. Das Positionspapier des Städtetages vom
Januar ist in diesem Punkt noch nicht klar und nachdrücklich genug.

Auch die bayerische Landeshauptstadt gehört schon jetzt zu den vom Massenzuzug
rumänischer vorgeblicher „Armutsflüchtlinge“ am meisten betroffenen deutschen
Städten. Die Folgen machen sich im Leben unserer Stadt zunehmend bemerkbar.
Der Münchner OB sollte deshalb schon aus ureigenster Verantwortung für die
Münchner Bürgerinnen und Bürger sowie den sozialen Frieden in unserer Stadt die
Initiative ergreifen und im Rahmen des Deutschen Städtetages das Gewicht seiner



Position in die Waagschale werfen, um den Chor der deutschen Kommunen in einer
entscheidenden Zukunftsfrage zu bündeln und den Bundesinnenminister bei seinem
Vorgehen auf nationaler ebenso wie auf europäischer Ebene zu unterstützen.

Um dem Wort des Münchner Oberbürgermeisters besonderes Gewicht zu verleihen,
sollte er vom Stadtrat mit einer diesbezüglichen Resolution zum weiteren Vorgehen
beim Städtetag ausdrücklich beauftragt werden.

Karl Richter
Stadtrat
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